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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1 . Abgeordneter 
Axel E. 

Fischer 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


Hatte der Umstand, dass auf der Europakarte 
auf Seite 55 der offiziellen Bewerbungsbro- 
schüre des Deutschen Fußballbundes für die 
Fußballweltmeisterschaft 2006, „Willkommen 
im Fußballland“, zu der Bundeskanzler Ger- 
hard Schröder ein Grußwort verfasst hat, Mol- 
dawien nicht eingezeichnet ist und die Repu- 
blik Jugoslawien keinen Zugang zur Adria hat, 
bisher diplomatische Folgen für die Bundesre- 
publik Deutschland, und wenn ja, welche? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 8. September 2000 

Weder beim Deutschen Fußballbund (DFB) noch bei der Bundes- 
regierung sind Kommentare zu der von Ihnen angesprochenen Kar- 
tenskizze eingegangen. Der DFB erklärte auf Anfrage, dass die freie 
Darstellung der Veranschaulichung der verkehrstechnisch zentralen 
Fage Deutschlands in Europa diene und keinen Anspruch auf poli- 
tisch-geographische Exaktheit erhebe. Die offizielle Bewerbungs- 
broschüre habe im Übrigen großen Anklang gefunden. 


2. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Mittel aufgewendet 
(direkte oder indirekte Fösegeldzahlung), um 
von den islamischen Terroristen auf Jolo (vgl. 
Frankfurter Rundschau vom 18. Juli 2000 
„Schwarze Taschen“) deutsche Geiseln freizu- 
kaufen? 


3. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, in welcher Weise und wie viel? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 8. September 2000 

Die Bundesregierung steht in der Kontinuität ihrer Vorgängerinnen 
bei der Behandlung von Geiselnahmen. Im Mittelpunkt aller Bemü- 
hungen stehen die Sicherheit und das Wohlergehen der Geiseln. Die 
Bundesregierung achtet bei ihren Bemühungen besonders darauf, 
Geiselnahmen nicht zu ermutigen. 
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4. Abgeordnete 
Anita 
Schäfer 

(CDU/CSU) 


Wie ist der derzeitige Sachstand des Aufbaues 
des Kosovo-Schutzkorps, und welchen Anteil 
haben jeweils die hieran beteiligten Bundesmi- 
nisterien in Form von finanzieller Hüfe oder 
Materialabgaben erbracht? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 13. September 2000 

Das Kosovo-Schutzkorps (KPC) wurde mit Verordnung des Leiters 
der Mission der Vereinten Nationen im Kosovo, Bernard Kouchner, 
am 21. September 1999 formell gegründet und dann schrittweise un- 
ter der Verantwortung von UNMIK und mit Unterstützung durch 
KFOR aufgebaut. Der überwiegende Teil der Einberufung von rd. 
3 000 Aktiven und 2 000 Reservisten erfolgte von Januar bis März 
2000. Seit April 2000 finden unter Leitung der Internationalen Orga- 
nisation für Migration (lOM) verschiedene Ausbildungskurse statt. 
Gleichzeitig werden KPC-Angehörige bei Hilfsprojekten im Kosovo 
eingesetzt. Die Bundesregierung unterstützte das UNMIK-Budget 
1999 mit 21,5 Mio. DM, davon waren 3 Mio. DM für den Aufbau 
des KPC bestimmt. 

Über das Bundesministerium des Innern sind im Dezember 1999 
zehn vom THW ausgesonderte technische Fahrzeuge (Brand- und 
Rettungsdienste) UNMIK überlassen worden. Ferner hat das Bundes- 
ministerium der Verteidigung sechs Feuerfahrzeuge und Sanitäts- 
material unentgeltlich sowie ausgesonderte Altkleidung entgeltlich an 
UNMIK abgegeben. Nach Angaben von UNMIK wurden diese 
Gegenstände dringend für das KPC benötigt. 

Ebenfalls auf Bitten von UNMIK sind im März 2000 überwiegend 
aus Länderspenden drei weitere Löschfahrzeuge, vier Transportfahr- 
zeuge, ein Rüstwagen (ein mit Ausrüstungsgegenständen für den Feu- 
erwehreinsatz bestücktes Fahrzeug), zwölf Schreibtische, ein Stromer- 
zeuger und eine Tragkraftspritze an UNMIK übergeben worden, die 
die Gegenstände nach eigenem Ermessen an örtliche Feuerwehren 
bzw. KPC zugeteilt hat. Bundeswehreinheiten bilden vor Ort Angehö- 
rige des KPC in Erste-Hilfe-Kursen und Minengefährdungskursen 
aus. In geringem Umfang werden KPC-Angehörige bei den zivil-mili- 
tärischen Projekten der Bundeswehr (CIMIC) eingesetzt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


5. Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 
(CDU/CSU) 


Ist die Software, die zur Auswertung des auf 
CD-ROM gelieferten Stasi-Datenmaterials der 
„Aktion Rosenholz“ erforderlich ist, inzwi- 
schen geliefert worden, und welches Ergebnis 
hat die von der Bundesregierung in der Innen- 
ausschuss-Sitzung vom 5. Juli bis Ende August 
2000 zugesagte erste Sichtung und Bewertung 
des Datenmaterials erbracht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 8. September 2000 

Die spezielle amerikanische Software kann nicht bis Ende August ge- 
liefert werden. Die Vorsitzende des Innenausschusses des Deutschen 
Bundestages wurde hierüber mit Schreiben vom 8. August 2000 un- 
terrichtet. 

Entgegen der seinerzeitigen Einschätzung führten unerwartet aufge- 
tretene technische und vertragstechnische Eragen zu Verzögerungen. 
Nicht zuletzt wegen urlaubsbedingter Engpässe der amerikanischen 
Eirma soll nunmehr Mitte September die Software von den dortigen 
Eachleuten installiert werden. 

Die Sichtung und Bewertung der Datenträger durch die Mitglieder 
der Arbeitsgruppe kann deshalb erst danach beginnen. 


6. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich das aufgrund von § 37 Abs. 1 Zif- 
fer 8 Stasi-Unterlagen-Gesetz in Berlin-Mitte 
eingerichtete und im November 1998 eröff- 
nete zentrale Informations- und Dokumenta- 
tionszentrum hinsichtlich der Besucherzahlen 
entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 12. September 2000 

Seit Eröffnung des Informations- und Dokumentationszentrums 
(IDZ) Ende November 1998 haben 45 000 Besucher die Dauerausstel- 
lung „Staatssicherheit - Machtinstrument der SED-Diktatur“ gese- 
hen. Die Besucherzahlen entwickelten sich folgendermaßen: 



Einzelbesucher 

Gruppen- 

besucher 

insgesamt 

ab November 1998 

2468 

1 523 

3991 

1999 

12134 

7 928 

20 062 

bis August 2000 

14969 

5 933 

20 902 

44 955 


7. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Wie setzt sich die Besucherschaft zusammen 
(Alter, angemeldete Gruppen, individuelle Be- 
sucher, Besucher aus dem Ausland)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 12. September 2000 

Zur Zahl der individuellen und Gruppen-Besucher verweise ich auf 
die zu Frage 6 gemachten Angaben. 

Statistische Erhebungen zur Altersstruktur liegen nicht vor. Es er- 
scheint auch nicht vertretbar, die Besucher des IDZ nach ihrem Le- 
bensalter zu fragen. Die Mitarbeiter des IDZ haben jedoch zumindest 
den Eindruck gewonnen, dass sich in der ersten Zeit mehr ältere Men- 
schen informieren wollten, während in letzter Zeit zunehmend auch 
jüngere Menschen die Ausstellung besuchen. 

Bisher wurden fast 600 in- und ausländische Besucher gruppen regis- 
triert. Eine Aufschlüsselung wird nicht vorgenommen. 

Schätzungsweise etwa 1 5 % aller Besucher kommen aus dem Ausland, 
unter anderem aus Südafrika, Israel, Südkorea, USA, fast allen Län- 
dern Westeuropas und vereinzelt aus Ländern Osteuropas. 


8. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass der Bund mittelfristig beab- 
sichtigt, das Gebäude Mauerstraße 8, in dem 
das Zentrum untergebracht ist, zu verkaufen, 
und welche Konsequenzen hat das für das In- 
formations- und Dokumentationszentrum? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 12. September 2000 

Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens- 
tes der ehemaligen DDR (BStU) nutzt zurzeit die im Verwaltungs- 
grundvermögen des Bundesministeriums des Innern (BMI) befind- 
liche Mauerstr. 34-38 (Häuser 1, 2 und 3). Ende 2001 ist der Umzug 
des BStU in die noch gegenwärtig vom Statistischen Bundesamt 
genutzte Liegenschaft Otto-Braun-Straße vorgesehen. Eine Nachnut- 
zung der freiwerdenden Räume ist im Haus 1 und 2 durch das BMI 
nicht beabsichtigt. Wegen der zentralen Lage in Stadtmitte ist aber 
der Verbleib des Informations- und Dokumentationszentrums des 
BStU in den derzeit genutzten Räumen im Haus 3 vorgesehen. 

Das BMI beabsichtigt, die Liegenschaft an den Deutschen Bundestag 
abzugeben. Für die weitere Nutzung der Räume im Haus 3 durch das 
IDZ wäre dann mit dem Deutschen Bundestag eine Verwaltungsver- 
einbarung zu treffen. 


Ein Verkauf der Liegenschaft ist gegenwärtig nicht vorgesehen. 
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9. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Wo wird im Falle des Verkaufs künftig der 
Standort des Zentrums sein und ist gewährleis- 
tet, dass es auch von individuellen Besuchern 
ausreichend wahrgenommen wird, indem es 
zentral untergebracht ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 12. September 2000 

Entfällt, siehe Antwort zu Frage 8. 


10. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Über welche Erkenntnisse verfügt die Bundes- 
regierung bezüglich Intensität und Häufigkeit 
fremdenfeindlicher oder antisemitischer Über- 
griffe in Großbritannien, Frankreich und 
Deutschland im Vergleich der jeweils letzten 
drei Jahre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 14. September 2000 

Im Rahmen der Sondermeldedienste „Fremdenfeindliche Straftaten“ 
bzw. „Antisemitische Straftaten“ wurden dem Bundeskriminalamt als 
Zentralstelle für die Bundesrepublik Deutschland folgende F a llzahlen 
gemeldet: 



1997 

1998 

1999 

fremdenfeindliche Straftaten 

2953 

2 644 

2283 

antisemitische Straftaten 

976 

991 

817 


Dem britischen Straf- und Polizeirecht sowie britischen Statistiken ist 
der Begriff „fremdenfeindliche Straftaten“ fremd. Auch allgemein 
wird nach Auskunft der beteiligten deutschen Auslandsvertretung in 
Großbritannien statt von Problemen der Ausländerpolitik oder Frem- 
denfeindlichkeit von Problemen mit ethnischen Minderheiten oder 
Problemen des Rassismus gesprochen und dabei nicht auf die Staats- 
angehörigkeit der Betroffenen abgestellt. Statistischer Erfassungszeit- 
raum ist jeweils April eines Jahres bis März des Folgejahres. 

Danach ergibt sich folgendes Bild: 



1997 

1998 

1999 

rassistisch motivierte Vorfälle 

13 878 

23 049 

21732 

antisemitische Vorfälle 

219 

236 

270 


Anmerkung: Die Angaben zu antisemitischen Vorfällen gehen auf eine Erfassung durch 
die Dachorganisation der Juden in Großbritannien (Board of Deputies of British Jews) 
zurück. 
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Für Frankreich liegen entsprechende Erkenntnisse nicht vor, da der- 
artige Straftaten dort nach Auskunft der beteiligten deutschen Aus- 
landsvertretung statistisch nicht gesondert erfasst werden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind die in den nationalen Sta- 
tistiken ausgewiesenen Fallzahlen nicht ohne weiteres miteinander 
vergleichbar, da sie zum einen die jeweils erfassten Phänomenberei- 
che unterschiedlich definieren und ihr zum anderen voneinander ab- 
weichende Erfassungs- und Bewertungskriterien zugrunde liegen. 
Darüber hinaus sind für eine sachgerechte vergleichende Betrachtung 
Faktoren wie Gesamtbevölkerungszahl, Anteil der ausländischen 
Wohnbevölkerung u. A. zu berücksichtigen. 


1 1 . Abgeordneter 
Hartmut 
Koschyk 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
des Bundeshaushalts 2001 Haushaltsmittel für 
eine neue Unterkunft des THW-Ortsverban- 
des Pegnitz zur Verfügung zu stellen, nachdem 
die Stadt Pegnitz hierfür ein entsprechendes 
Grundstück kostenlos zur Verfügung stellt, im 
Hinblick auf Altlasten die erforderliche Sanie- 
rung vornehmen wird und nachdem der Parla- 
mentarische Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister des Innern, Fritz Rudolf Körper, dies in 
einem Schreiben vom 20. Januar 2000 bereits 
zugesagt hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 14. September 2000 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, Haushaltsmittel für den 
Unterkunftsneubau des THW-Ortsverbandes Pegnitz zur Verfügung 
zu stellen. Voraussetzung ist allerdings, dass es gelingt, die entspre- 
chenden Altlasten von dem Grundstück zu beseitigen. Erst danach 
kann entschieden werden, ob dem von der Stadt Pegnitz angebotenen 
Grundstück der Vorzug zu geben ist. Dies hat der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister des Innern, Fritz Rudolf Körper, 
in seinem Schreiben vom 20. Januar 2000 ausgeführt. 

Eine noch ausstehende Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes 
Bayreuth ist abzuwarten. Nach dem vorliegenden Ergebnis werden 
die sich daraus ergebenden Schritte eingeleitet. 


12. Abgeordneter 

Aribert 

Wolf 

(CDU/CSU) 


Sind Presseberichte (z. B. Wirtschaftswoche 
vom 31. August 2000) zutreffend, wonach der 
Ministerpräsident Niedersachsens eine Zusage 
des Bundeskanzlers für die Sanierung des Nie- 
dersachsenstadions in Hannover erhalten hat? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 12. September 2000 

Nein. 


13. Abgeordneter Falls diese Presseberichte zutreffend sind, in 

Aribert welcher Form wird Unterstützung gewährt? 

Wolf 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 12. September 2000 

Entfällt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


14. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Freiherr von 
Stetten 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung, dass die 
Bundesministerin der Justiz dem Deutschen 
Bundestag einen Antrag auf Aufhebung der 
Immunität des Abgeordneten Ronald Pofalla 
und auf Genehmigung von Hausdurchsu- 
chungs- und Beschlagnahmebeschlüssen vor- 
gelegt hat, der aufgrund einer angeblich dro- 
henden Verjährung angeblich vorliegender 
strafbarer Handlungen geboten gewesen sein 
soll, obwohl nach § 78b Strafgesetzbuch bei ei- 
nem Abgeordneten die Verfolgungsverjährung 
ruht, wenn die Justiz von der vermuteten Tat 
erfährt und damit keine Verjährungsgefahr 
bestanden haben dürfte? 


15. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Freiherr von 
Stetten 

(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesministerin der Justiz 
diese Vorschrift nicht in ihre Prüfung einbezo- 
gen und wie ist dies gegenüber dem Betroffe- 
nen und der auf die Rechtmäßigkeit der Ar- 
beit des Bundesministeriums der Justiz ver- 
trauenden Öffentlichkeit zu erklären? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 8. September 2000 

Der Antrag einer Staatsanwaltschaft auf Aufhebung der Immunität 
von Mitgliedern des Deutschen Bundestages ist auf dem Dienstweg 
über das Bundesministerium der Justiz dem Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages vorzulegen (Nr. 192 Abs. 3 der Richtlinien für das 
Strafverfahren und das Bußgeldverfahren). 

Das Bundesministerium der Justiz hat im Rahmen seiner Zuständig- 
keit zu prüfen, ob der Antrag auf dem Dienstweg eingeht (Nr. 192 
Abs. 3 RiStBV) und ob er den Anforderungen der Nr. 192 Abs. 2 
RiStBV entspricht. Diese lautet: 

„Der Antrag ist mit einer Sachdarstellung und einer Erläuterung der 
Rechtslage zu verbinden. Die Beschreibung der zur Last gelegten Tat 
soll die Tatsachen enthalten, in denen die gesetzlichen Merkmale der 
Straftat gesehen werden, sowie Zeit und Ort ihrer Begehung angeben; 
die Strafvorschriften sind zu bezeichnen, die als verletzt in Betracht 
kommen. Auf eine aus sich heraus verständliche Darstellung ist zu 
achten. Bei Anträgen auf Genehmigung der Strafvollstreckung genügt 
die Bezugnahme auf ein vorliegendes oder beigefügtes Strafurteil.“ 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


16. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise wird die Bundesregierung 
der immer mehr aufkommenden Problematik 
der Unterteilung der Anschaffungs- und Nut- 
zungskosten von Personalcomputern für den 
dienstlichen und privaten Bereich in Form der 
Abzugsfähigkeit von Aufwendungen bei der 
Steuer Rechnung tragen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 11. September 2000 

Die nunmehr verstärkt geführte Diskussion um die Problematik der 
Unterteilung der Anschaffungs- und Nutzungskosten von Personal- 
computern für den privaten und beruflichen Bereich geht zurück auf 
die Regelung des § 12 Einkommensteuergesetz (EStG). § 12 Nr. 1 
EStG grenzt die Einkunfts- und die Privatsphäre voneinander in der 
Weise ab, dass Aufwendungen im privaten Bereich nur aufgrund be- 
sonderer Regelungen, z. B. als Sonderausgaben, steuerlich berücksich- 
tigungsfähig sind. Zu den nicht abzugsfähigen Aufwendungen gehö- 
ren nach § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG grundsätzlich auch diejenigen Auf- 
wendungen, die sowohl eine berufliche als auch private Veranlassung 
haben (gemischte Aufwendungen). Eine teilweise steuerliche Berück- 
sichtigung gemischter Aufwendungen ist nur unter den engen Voraus- 
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Setzungen zulässig, dass sie sich nach ihrer beruflichen Veranlassung 
(Werbungskosten) und nach ihrer privaten Veranlassung (Kosten der 
Lebensführung) nach objektiven Merkmalen leicht und eindeutig 
trennen lassen oder die private Veranlassung nur von untergeordneter 
Bedeutung ist. Liegt keine dieser Voraussetzungen vor, so gehören 
die Aufwendungen insgesamt zu den nicht abzugsfähigen Kosten der 
Lebensführung. Diese Auslegung des § 12 Nr. 1 EStG entspricht der 
Verwaltungsauffassung im Anschluss an die ständige Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofes (BFH vom 19. Oktober 1970 GrS 2/70, 
BStBl 1971 II S. 17; R 33 Lohnsteuerrichtlinien 2000). 

Die Prüfung, ob die Voraussetzungen für den Abzug der Aufwendun- 
gen gegeben sind und wie ihr Vorliegen nachgewiesen werden kann, 
ist bei Computern mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden. Die 
Bundesregierung prüft derzeit zusammen mit den obersten Finanzbe- 
hörden der Fänder, ob auf der Grundlage des geltenden Rechts eine 
einfach zu handhabende Verwaltungsregelung für den Abzug beruf- 
lich veranlasster Aufwendungen bei gemischt genutzten Computern 
geschaffen werden kann. Die Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. 


17. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Welche Kosten entstehen dem Bundeshaushalt 
bzw. welche Maßnahmen aus dem Bundes- 
haushalt müssen verschoben werden, um die 
Zusagen finanzieren zu können, die einzelnen 
Bundesländern vor der Zustimmung zur 
Steuerreform gemacht und die von der Nach- 
richtenagentur dpa am 14. Juli 2000 veröffent- 
licht worden sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 11. September 2000 

Die finanziellen Auswirkungen des im Rahmen des Vermittlungsver- 
fahrens zum Steuersenkungsgesetz mit den Bundesländern vereinbar- 
ten Kompensationszusagen betragen für den Bundeshaushalt 2001 
rd. 800 Mio. DM. 

Über die Veranschlagung ist in den anstehenden parlamentarischen 
Beratungen zu entscheiden. 


18. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Mehrwertsteuermehrein- 
nahmen für die Bundesrepublik Deutschland 
seit der Verteuerung des Mineralöls im Früh- 
jahr 1999 ohne den Teil, der durch die zusätz- 
liche Mineralölsteuererhöhung bewirkt wird? 



Drucksache 14/4094 


- 10 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. September 2000 

Einnahmen bei den Steuern vom Umsatz infolge der Verteuerung von 
Mineralöl werden von den Finanzverwaltungen des Bundes und der 
Länder nicht gesondert nachgewiesen. Ferner sind solche Einnahmen 
nicht automatisch zusätzliche Einnahmen des Staates. Auf der einen 
Seite kann der gewerbliche Sektor, dessen Anteil am Mineralölver- 
brauch statistisch nicht nachweisbar ist, einen Vor Steuerabzug geltend 
machen. Andererseits unterliegen die privaten Haushalte einer 
Budgetrestriktion. Ihr begrenztes Einkommen zwingt sie, bei der Ver- 
teuerung eines Gutes ihren Verbrauch anzupassen und entweder von 
diesem Gut oder von anderen Gütern entsprechend weniger zu kon- 
sumieren, sofern sie ihre Sparquote konstant halten wollen. Deshalb 
ist der von Ihnen gewünschte gesonderte Ausweis der Mehrwertsteu- 
ermehreinnahmen nicht möglich. 


19. Abgeordneter 

Josef 

Holleritb 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Sach- 
verhalt, dass die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau für den Mobilien-Leasing-Fonds 
D-ABOM zum Zwecke des Leasings einer 
Boeing 757-330 durch Condor eine Anteüs- 
finanzierung bereitstellt, und gehört dies zu 
den originären Aufgaben der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 12. September 2000 

Die Finanzierung eines Flugzeuges für die Condor Flugtechnik 
GmbH über einen Leasing-Fonds durch die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau ist Teil des gesamten Finanzierungspaketes für ein Flugzeug, 
für das wirtschaftlich die Condor Flugtechnik GmbH zahlungsver- 
pflichtet ist. Das Nutzen steuerlicher Vorteile innerhalb gesetzlicher 
Grenzen und vor allem steuerrechtlich vorgegebener Grenzen ist ein 
typisches Merkmal der Flugzeugfinanzierung und wird angesichts des 
globalen Wettbewerbs weltweit praktiziert. Die Finanzierung dieses 
Flugzeuges über einen Leasing-Fonds hat daher dazu beigetragen, ei- 
nem bedeutenden deutschen Ferienflieger die Beschaffung des Flug- 
zeuges zu international wettbewerbsfähigen Konditionen zu ermögli- 
chen. Die darin liegende Förderung eines deutschen Unternehmens 
ist originär Aufgabe der Kreditanstalt für Wiederaufbau. 


20. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache, dass die Deutsche 
Bank beim Verkauf der Anteile des Mobilen- 
Leasing-Fonds D-ABOM in einem Prospekt 
mit der Bonität der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau und 186% steuerlichem Verlust wäh- 
rend der Dauer von 10 Jahren wirbt? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 12. September 2000 

Der Hinweis auf Rechtsform und Anteilseigner der an der gesamten 
Transaktion beteiligten Partner - und damit auch auf ihre Bonität - 
ist im Rahmen von Verkaufsprospekten üblich. Dies steht aber in kei- 
nem Zusammenhang mit der Nutzung möglicher steuerlicher Vor- 
teile. 


21. Abgeordneter 
Werner 
Siemann 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung gestiegenen Hand- 
lungsbedarf aufgrund der Tatsache, dass die 
im Rahmen der Steuerreformgesetze beschlos- 
sene Beschränkung des Vorsteuerabzugs auf 
die Hälfte durch das Niedersächsische Finanz- 
gericht mit rechtskräftigem Urteil (AZ: 5 K 
515/99, 5 K 570/99) für als mit EU-Recht un- 
vereinbar erklärt worden ist und damit wieder 
die komplette Mehrwertsteuer für teilweise ge- 
schäftlich genutzte Fahrzeuge geltend gemacht 
werden kann, und wenn ja, welchen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 11. September 2000 

Die Bundesregierung sieht keinen Handlungsbedarf, weil die Be- 
schränkung des Vor Steuerabzugs auf 50 v. H. bei teilweise unterneh- 
merisch genutzten Fahrzeugen EU-rechtlich abgesichert ist (Entschei- 
dung des Rates der Europäischen Union (2000/ 186/EG) vom 28. Fe- 
bruar 2000 - ABI. EG 2000 Nr. L 59 S. 12 f -); die zitierten Urteile 
des Niedersächsischen Finanzgerichts sind im Übrigen nicht rechts- 
kräftig. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


22. Abgeordneter Aus welchen Gründen plant die Bundesregie- 

Dr. Karl A. rung, die öffentlichen Zuschüsse für die Stif- 

Lamers tung Warentest von derzeit 13 Mio. DM auf 

(Heidelberg) künftig 8 Mio. DM zu kürzen, und gefährdet 

(CDU/CSU) eine derartige Kürzung der Zuschüsse nicht 

die Unabhängigkeit der Stiftung Warentest? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 8. September 2000 

Für die Bundesregierung ist es ein besonders wichtiges politisches 
Ziel, die Staatsverschuldung zu senken. Leider war es nicht möglich, 
die Zuwendung des Bundes an die Stiftung Warentest, die seit 1988 
unverändert 1 3 Mio. DM betrug, von den Kürzungen auszunehmen, 
die für die mittelfristige Konsolidierung des Bundeshaushalts unver- 
meidlich sind. Die Bundesregierung räumt ein, dass der Ausfall öf- 
fentlicher Mittel für die Stiftung nicht einfach zu verkraften ist; sie 
geht aber davon aus, dass die Stiftung Warentest den Ausfall dieser 
Mittel weitgehend durch eigene Anstrengungen kompensieren kann, 
so dass eine Gefährdung ihrer Unabhängigkeit und Leistungsfähigkeit 
nicht eintritt. 


23. Abgeordneter 

Dr. Karl A. 

Lamers 

(Heidelberg) 

(CDU/CSU) 


Beeinträchtigt die geplante Kürzung der Zu- 
schüsse nicht in erheblichem Maße die Interes- 
sen der Verbraucher, welche von der Stiftung 
Warentest seit vielen Jahren zu deren Zufrie- 
denheit vertreten werden? 


Antwort des Parlamentariscben Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 8. September 2000 

Die Bundesregierung befürchtet keine Beeinträchtigung des Interes- 
ses der Verbraucher. Die Bundesregierung geht bis auf weiteres davon 
aus, dass es der Stiftung gelingt, eine unternehmerische Linie zu ent- 
wickeln, mit der ihre Leistungsfähigkeit und Anbieterunabhängigkeit 
gesichert und der Bedarf an öffentlichen Zuwendungen dauerhaft ver- 
mindert werden kann. 


24. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 

(CDU/CSU) 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung 
über die bisherige Entwicklung von so genann- 
ten Start-up-Unternehmen in Deutschland, in 
der Europäischen Union und in den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika und wie viele Ar- 
beitsplätze werden durchschnittlich durch sol- 
che Unternehmen neu geschaffen? 


Antwort des Parlamentariscben Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 8. September 2000 

Die Bundesregierung verfügt über keine amtliche Statistik zur gesam- 
ten Zahl der Unternehmensgründungen (Start-up-Unternehmen) in 
Deutschland. Nach Berechnungen des Instituts für Mittelstandsfor- 
schung, Bonn, gab es 522 000 Unternehmensgründungen im Jahr 
1999. Nach einer Untersuchung der Berlecon Research, Berlin, ent- 
stehen pro Gründung 1,2 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze. 

Zur Entwicklung in den USA und in der Europäischen Union insge- 
samt liegen der Bundesregierung keine belastbaren Zahlen vor. 
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25. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 
(CDU/CSU) 


Welche finanzielle Unterstützung stellen die 
Bundesregierung bzw. die öffentlichen Förder- 
banken des Bundes einerseits sowie die Län- 
der andererseits solchen Start-up-Unterneh- 
men pro Jahr zur Verfügung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 8. September 2000 

Die Bundesregierung fördert über die Deutsche Ausgleichsbank die 
Gründung neuer Unternehmen und freiberuflicher Existenzen mit 
Förderkrediten. 1999 wurden insgesamt 66 698 Kreditzusagen über 
5,17 Mrd. € (10,11 Mrd. DM) gefördert. 

Darüber hinaus fördert die Bundesregierung die Bereitstellung von 
Beteüigungskapital für innovative, wachstumsorientierte Unterneh- 
men. Für solche jungen Unternehmen wurde 1999 über die tbg Tech- 
nologie-Beteiligungs-Gesellschaft mbH der Deutschen Ausgleichs- 
bank und die Kreditanstalt für Wiederaufbau mehr als 1 Mrd. DM 
Beteüigungskapital mobilisiert. 

Einzelne Bundesländer ergänzen die Förderung des Bundes durch ei- 
gene Maßnahmen. Die Summe der Länderförderung wird der Bun- 
desregierung nicht gemeldet. 

Aktuelle Informationen über Gründungsförderprogramme des Bun- 
des, der Länder und der Europäischen Union sind in der Förderda- 
tenbank und in den Publikationen des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft und Technologie im Internet unter http://www.bmwi.de verfüg- 
bar. 


26. Abgeordneter 
Werner 
Siemann 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen erwartet die Bundesre- 
gierung, insbesondere auch im Blick auf einen 
wirksamen Verbraucherschutz und eine quali- 
tativ hochwertige und zeitnahe flächendecken- 
de Versorgung mit Ersatzteilen, von einer Auf- 
hebung der Gruppenfreistellungsverordnung 
für den Kraftfahrzeughandel, und wird sie sich 
für eine Verlängerung dieser Verordnung im 
Rahmen der EU einsetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 8. September 2000 

Die Grundlage des in Europa vorherrschenden selektiven und exklusi- 
ven Kfz-Vertriebssystems, die Kfz-Gruppenfreistellungsverordnung 
(GVO), läuft zum 30. September 2002 aus. 

Die Europäische Kommission wird in Kürze einen offiziellen Bericht 
darüber vorlegen, wie sich die derzeitige GVO bewährt hat. 

Nach Veröffentlichung des Berichts wird die Bundesregierung in 
Kontakt mit den betroffenen Wirtschaftskreisen und Verbraucherver- 
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bänden ihre Vorstellungen zu der Zukunft des Automobilvertriebs 
konkretisieren. Es stellen sich dazu aus Sicht der Bundesregierung 
nur zwei Möglichkeiten: Entweder wird der Automobilvertrieb inte- 
griert in die allgemeine GVO für vertikale Wettbewerbsbeschränkun- 
gen, in deren Eeitlinien dann ein Sonderkapitel über den Kfz-Vertrieb 
aufgenommen werden müsste, oder die spezifische Kfz-GVO wird 
mit oder ohne Änderungen fortgeschrieben. 

Konkrete Vorschläge für den Kfz-Vertrieb in der Zeit nach dem 
30. September 2002 wird die Kommission wohl erst Anfang 2001 vor- 
legen. Erst danach ist die Bundesregierung in der Eage, zu inhalt- 
lichen Eragen Stellung zu nehmen. Sie wird dabei den unterschied- 
lichen Interessen Rechnung tragen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


27. Abgeordneter 

Meinolf 

Michels 

(CDU/CSU) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Belastun- 
gen der deutschen Eandwirtschaft durch den 
derzeitigen Dieselpreis, der noch nie so hoch 
war wie heute, ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 14. September 2000 

Im Wirtschaftsjahr 1998/1999 lag der Aufwand für Treib- und 
Schmierstoffe in den landwirtschaftlichen Testbetrieben bei rd. 
125 DM/ha EE. Bei einem Anstieg der Bezugskosten für Dieselkraft- 
stoff von August 1999 bis September 2000 um etwa 35% erhöht sich 
der Aufwand um ca. 44 DM/ha EE. Im Übrigen betrug der durch- 
schnittliche Anteil der Aufwendungen für Treib- und Schmierstoffe 
am Gesamtaufwand landwirtschaftlicher Betriebe in Deutschland nur 
rd. 3 %. 


28. Abgeordneter 

Meinolf 

Michels 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung der Abgabepreis für Diesel im Septem- 
ber 2000 - umgerechnet in Euro - für die 
Eandwirtschaft in den EU-Mitgliedstaaten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 14. September 2000 

Nach Umfragen, die nicht repräsentativ sind, lagen die Gasölbezugs- 
kosten für Eandwirte im September 2000 in Schweden bei 0,75 Euro/1, 
in Österreich bei 0,69 Euro/1, in Deutschland bei 0,62 Euro/1, in 
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Spanien bei 0,52 Euro/1, in Dänemark bei 0,50 Euro/1 und im Verei- 
nigten Königreich bei 0,29 Euro/1. 


29. Abgeordneter 

Meinolf 

Michels 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung angesichts der hohen 
Belastungen der Eandwirtschaft durch die ho- 
hen Dieselpreise bereit, auf die geplante Erhö- 
hung der Ökosteuer für die Eandwirtschaft zu 
verzichten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 14. September 2000 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Vergütung der Mi- 
neralölsteuer für die Eand- und Eorstwirtschaft (Agrardieselgesetz - 
AgrdG) sieht vor - mittels einer Änderung des Mineralölsteuergeset- 
zes -, den von der Eand- und Eorstwirtschaft zu entrichtenden Mine- 
ralölsteuersatz für Dieselkraftstoff auf 57 Pf/1 festzulegen. Dadurch 
bleibt die Eand- und Eorstwirtschaft von sämtlichen Erhöhungen der 
Mineralölsteuer auf Dieselkraftstoff im Rahmen der ökologischen 
Steuerreform unberührt. 


30. Abgeordneter 

Wolfgane 

Zöller 

(CDU/CSU) 


Welche sozialpolitischen Erwägungen haben 
die Bundesregierung veranlasst, im Entwurf 
des Haushaltssanierungsgesetzes vorzuschla- 
gen, dass die ab dem 6. Monat vorgesehene 
Selbstbeteüigung an Aufwendungen für eine 
Betriebs- und Haushaltshilfe bei Tod des 
Eandwirts ab dem 1. Tag einsetzen soll (Arti- 
kel 22 Ziffer 6a des Entwurfs des Haushaltssa- 
nierungsgesetzes zu § 37 Abs. 3 des Gesetzes 
zur Alterssicherung der Eandwirte)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 14. September 2000 

Die angesprochene Änderung der Selbstbeteiligung bei der Gewäh- 
rung von Betriebs- und Haushaltshilfe bei Tod des Eandwirts war Be- 
standteil der notwendigen Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung. 
Angesichts einer Schuldenlast des Bundes von inzwischen 1,5 Billio- 
nen DM gibt es zur Politik der Bundesregierung keine Alternative: 
Maßnahmen zur Konsolidierung der Staatsfinanzen sind unabweis- 
bar. Um den notwendigen Gesamtsparbetrag aufzubringen, müssen 
die Haushalte aller Bundesressorts einen Einsparbeitrag erbringen, 
der ihrem Anteil am Bundeshaushalt entspricht. Eür den Eandwirt- 
schaftshaushalt bedeutet das eine Einsparung von rd. 860 Mio. DM 
im Jahr 2000 und in den folgenden Jahren ansteigende Beträge bis 
1,4 Mrd. DM im Jahr 2003. 
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In Anbetracht ihres Anteils am Agrarhaushalt des Bundes von rd. 
zwei Dritteln konnten die Bundesmittel für die Agrarsozialpolitik bei 
den notwendigen Einsparungen nicht ausgenommen werden. Bei der 
Ausgestaltung der Sparmaßnahmen wurde darauf geachtet, soziale 
Härten und insbesondere eine übermäßige Belastung einzelner Perso- 
nengruppen zu vermeiden. Ein Teil der Einsparungen im Bereich der 
Alterssicherung der Eandwirte wird durch Maßnahmen zur Kosten- 
dämpfung bei den Ausgaben für Rehabilitation und für Betriebs- und 
Haushaltshilfe sowie bei den Verwaltungskosten erbracht. Wäre auf 
diese Elemente verzichtet worden, hätten die Kürzungen bei den Bei- 
tragszuschüssen noch stärker ausfallen müssen. 

Die Änderung ist aber nach Auffassung der Bundesregierung auch 
aus anderen Gründen sachgerecht. Beim Tod eines (jüngeren) Eand- 
wirts besteht die Möglichkeit, das Unternehmen abzugeben; die Wit- 
we erhält dann Witwenrente und ggf. Waisenrente für ihre Kinder. 
Wird das Unternehmen nicht abgegeben, sondern von der Witwe wei- 
tergeführt, kann sie unter bestimmten Voraussetzungen - insbesonde- 
re muss die Hilfe zur Weiterführung des Unternehmens erforderlich 
sein - innerhalb von zwei Jahren für zwölf Monate Betriebs- und 
Haushaltshilfe erhalten. Durch eine Versicherungsleistung mit nicht 
unerheblichen Kosten wird also in derartigen Eällen die Witwe in den 
Stand versetzt, ein Einkommen wie vor dem Tod des Ehemannes zu 
erzielen. Damit wird sie finanziell wesentlich besser abgesichert als 
eine Witwe, die den Betrieb abgibt (durchschnittlicher Zahlbetrag ei- 
ner Witwenrente im Jahr 1999: 580,18 DM/Monat). 

Nach Ablauf von sechs Monaten war bereits nach vorherigem Recht 
eine Selbstbeteiligung vorgesehen, die aber 

• unter Berücksichtigung des Einkommens angemessen sein musste 
und 

• höchstens die Hälfte der Aufwendungen betragen durfte. 

Diese Selbstbeteiligung ist auf den Beginn der Eeistung vorgezogen 
worden, jedoch unter Beibehaltung der Voraussetzungen. Ebenfalls 
unverändert geblieben ist die Eestlegung der Höhe der Selbstbeteili- 
gung durch die Selbstverwaltung. 


31. Abgeordneter 

Wolfsane 

Zöller 

(CDU/CSU) 


Welche Verbesserungen plant die Bundesre- 
gierung für Eamilien im landwirtschaftlichen 
Bereich, die durch die vorgezogene Selbstbe- 
teiligung zusätzlichen finanziellen Belastungen 
ausgesetzt sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 14. September 2000 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, dem Deutschen Bundestag 
eine Änderung der geltenden Vorschriften zur Selbstbeteiligung bei 
der Gewährung von Betriebs- und Haushaltshilfe bei Tod eines Land- 
wirts vorzuschlagen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


32. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Strebt die Bundesregierung im Hinblick auf 
den Auftrag des Rechnungsprüfungsausschus- 
ses des Deutschen Bundestages, bis Ende Ok- 
tober 2000 einen von Bund, Ländern und So- 
zialpartnern getragenen Konsens hinsichtlich 
der Frage der Neuorganisation der gesetzli- 
chen Rentenversicherung in Deutschland zu 
erreichen, eine föderale Lösung an, die den 
Bestand, die Unabhängigkeit und die Zukunft 
der Landesversicherungsanstalten sichert, und 
wie sieht diese Lösung aus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Mäscher 
vom 13. September 2000 

Der Rechnungsprüfungsausschuss und ihm folgend der Haushaltsaus- 
schuss des Deutschen Bundestages hatten das Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung (BMA) aufgefordert, ein Konzept für die 
Neuregelung der Organisation in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung zu erarbeiten und hierfür eine Arbeitsgruppe aus Vertretern des 
Bundes, der Länder und der Rentenversicherung unter Vorsitz des 
BMA einzurichten. Die im Juni 1999 konstituierte Arbeitsgruppe hat 
sich in den vergangenen Monaten intensiv mit der Frage eines geeig- 
neten Reformkonzepts auseinandergesetzt. Als Ausgangspunkt der 
Beratungen wurde einvernehmlich die im Bereich der Sozialpartner 
erarbeitete Diskussionsgrundlage gewählt, weil diese bereits einen 
Ausgleich der widerstreitenden Interessen anstrebt. In der Sitzung am 
15. Juni 2000 wurden die Arbeitsergebnisse der mit Sachverständigen 
besetzten Unterarbeitsgruppen diskutiert. In wesentlichen Punkten 
konnte in der Arbeitsgruppe Einigkeit erzielt werden, weitere Punkte 
bedürfen noch der Klärung. 

Am 7. Juli 2000 hat sich der Rechnungsprüfungsausschuss des Haus- 
haltsausschusses (RPA) des Deutschen Bundestages mit dem Bericht 
des BMA über die Tätigkeit der Arbeitsgruppe befasst und dem BMA 
den Auftrag erteilt, auf politischer Ebene unter Einbeziehung eines 
Kataloges mit 14 Bewertungskriterien weiter zu verhandeln. Bis zum 
3 1 . Oktober 2000 ist dem RPA ein ergänzender Bericht vorzulegen. 

Das BMA strebt eine Konsenslösung an, die für alle Beteiligten trag- 
fähig ist. Vorrangiges Ziel der Reform ist - entsprechend den Forde- 
rungen des Bundesrechnungshofes - die Verbesserung von Wirt- 
schaftlichkeit und Effizienz in der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Insbesondere durch die Bündelung von Querschnittsaufgaben auf der 
Bundesebene sollen Synergieeffekte genutzt werden. Dabei soll die 
Aufgabenverteilung zwischen Bundes- und Regionalebene so erfol- 
gen, dass der Bestand beider Ebenen auf Dauer gesichert ist. 

Der von Ihnen angesprochene Themenkomplex „Bestand, Unabhän- 
gigkeit und Zukunft der Landesversicherungsanstalten“ wird von 
dem umfassenden Kriterienkatalog des RPA abgedeckt, der in den 
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weiteren Gesprächen behandelt werden soll. Ich bitte um Verständnis 
dafür, dass ich dem Ergebnis der bevorstehenden Verhandlungen und 
dem anschließend zu erstellenden Bericht des BMA an den Rech- 
nungsprüfungsausschuss nicht vorgreife. 


33. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Joachim 

Schmidt 

(Halshrücke) 

(CDU/CSU) 


Welche Leitlinien sind für die Reformierung 
des Dritten Buches des Sozialgesetzbuches 
(SGB III) vorgegeben und wann ist die Ein- 
führung des neuen Gesetzes zu erwarten? 


34. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Joachim 

Schmidt 

(Halshrücke) 

(CDU/CSU) 


Ist das so genannte Dritte System bzw. der 
Dritte Wirtschaftssektor eine Alternative für 
die zukünftige bundesdeutsche Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungspolitik und findet diese ih- 
ren Niederschlag in der Reformierung des 
SGB III? 


35. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Joachim 

Schmidt 

(Halshrücke) 

(CDU/CSU) 


Haben die traditionellen Gesellschaften für 
Arbeitsmarkt- und Strukturentwicklung mit ih- 
ren diesbezüglichen Erfahrungen und die an- 
deren analog arbeitenden Gesellschaften und 
Vereine als Träger für die Realisierung dieses 
Dritten Wirtschaftssektors eine entsprechende 
Perspektive aus Sicht der Bundesregierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 7. September 2000 

Leitlinien für eine Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch - SGB III - werden im Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung erarbeitet. Die Bun- 
desregierung wird über die Inhalte einer Änderung des Arbeitsför- 
derungsrechts zunächst mit den Koalitionsfraktionen von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beraten. Die parlamentarische 
Beratung ist nach derzeitigem Planungsstand für das Jahr 2001 vor- 
gesehen. Die Reform soll zum 1. Januar 2002 in Kraft treten. 


36. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Joachim 

Schmidt 

(Halshrücke) 

(CDU/CSU) 


Welche Restriktionen zur bisherigen Arbeits- 
markt- und Beschäftigungspolitik in den neuen 
Bundesländern sind im Verlauf der Über- 
gangsperiode bis zum Wirksamwerden des 
SGB III zu erwarten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 7. September 2000 

Keine. Die Bundesregierung misst der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
einen hohen Stellenwert bei und hat deshalb sofort nach ihrem Amts- 
antritt die Ausgaben dafür deutlich erhöht und auf diesem hohen 
Niveau auch verstetigt. Nachdem die alte Bundesregierung trotz deut- 
lich gestiegener Arbeitslosigkeit die Ausgaben für die aktive Arbeits- 
marktpolitik - mit Ausnahme des Wahljahres 1998 - kontinuierlich 
zurückgeschraubt hatte, wurden die Ausgaben im Vergleich zu 1998 
im Jahr 1999 um rd. 6,3 Mrd. DM auf 45,3 Mrd. DM und für das 
Jahr 2000 auf 46 Mrd. DM gesteigert. Im Interesse einer verläss- 
lichen und berechenbaren Arbeitsmarktpolitik sollen trotz deutlich 
sinkender Arbeitslosenzahlen die Ausgaben für Arbeitsförderung 
auch in den nächsten Jahren in Relation zur Höhe der Arbeitslosig- 
keit nicht abgesenkt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


37. Abgeordneter 

Ulrich 

Adam 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung ausschließen, dass 
im Rahmen der militärischen Übungen im 
Schießgebiet Pommersche Bucht (vgl. Antwor- 
ten der Parlamentarischen Staatssekretärin 
beim Bundesminister der Verteidigung, Bri- 
gitte Schulte, auf meine schriftlichen Fra- 
gen 26 bis 28 in Bundestagsdrucksache 
14/3615 und 34 bis 37 in Bundestagsdruck- 
sache 14/3984) zur funkelektronischen Tar- 
nung der militärischen Verbände elektronische 
Störmittel zwischen dem 17. März 1999, 
00.00 Uhr und dem 18. März 1999, 24.00 Uhr 
in der Nähe der Unfallposition der „Beluga“ 
eingesetzt wurden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 11. September 2000 

Am 17. und 18. März 1999 wurden im Seegebiet der Pommerschen 
Bucht keine Stör- und Täuschsender durch Einheiten der Marine be- 
trieben. 


38. Abgeordneter 

Ulrich 

Adam 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung ausschließen, dass 
funkelektronische Systeme zur Radarortung 
und -tarnung bzw. elektronische Waffenleitsys- 
teme zu einer Beeinträchtigung der zivilen 
Frequenzen (z. B. Radar) führten? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 11. September 2000 

Eine Störung zivüer Frequenzen durch Marineverbände, die sich im 
zu betrachtenden Zeitraum im Seegebiet Pommersche Bucht und vor 
Rügen befanden, ist aus technisch-physikalischer Sicht auszuschlie- 
ßen. 


39. Abgeordneter 

Ulrich 

Adam 

(CDU/CSU) 


Kamen neben den Waffen für das See- und 
Luftzielschießen in der fraglichen Zeit und im 
fraglichen Gebiet noch andere Waffen oder 
Waffensysteme (z. B. Wasserbomben, Minen) 
zum Einsatz, und wenn ja, inwiefern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 11. September 2000 

Neben Artilleriewaffen kamen keine weiteren Waffen oder Waffen- 
systeme zum Einsatz. 


40. Abgeordneter 

Ulrich 

Adam 

(CDU/CSU) 


Ist der Funkverkehr zwischen der „Breguet 
Atlantic“ und der „Sassnitz Traffic“ im Opera- 
tionsbuch des Flugzeuges dokumentiert, und 
wenn ja, auf welcher Frequenz fand er statt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 11. September 2000 

Aus den schriftlichen Unterlagen der Search und Rescue (SAR)-Leit- 
stelle im Flottenkommando vom 18. März 1999 und der an diesem 
Tag in der Ostsee operierenden Breguet Atlantic geht hervor, dass 
letztere ihre Sichtmeldung um 16.15 Uhr Ortszeit über SAR-Arbeits- 
frequenzen 123,1 MHz VHF oder 282,8 MHz UHF an die SAR-Leit- 
stelle meldete mit der Bitte um Weiterleitung an die Deutsche Gesell- 
schaft zur Rettung Schiffbrüchiger und an den Zentralen Meldekopf 
(ZMK) in Cuxhaven. Dies ist durch Flottenkommando so veranlasst 
worden. Die Aufzeichnungen der für Saßnitz zuständigen Revierzen- 
trale Stralsund wurden nach dortiger Aussage nach Beendigung des 
Seeamtsverfahrens gelöscht. 

Zusätzlich weise ich darauf hin, dass die Marine die Ermittlungen der 
Staatsanwaltschaft Stralsund vorbehaltlos unterstützt und bei Bedarf 
Einblick in die Logbücher betroffener Einheiten zu gewähren bereit 
ist. Dies ist der Staatsanwaltschaft Stralsund so mitgeteilt worden. 


41. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Gilt die von der Bundesregierung getroffene 
Aussage, dass das Munitionshauptdepot in 
Rheinböllen ein weiterhin militärisch geführtes 
Depot bleiben wird, auch für die diesem De- 
pot unterstellten Munitionsdepots Eft-Hellen- 
bach in Perl, in Rheinbach sowie in Neuental 
Munitionsaußenlager Dorheim? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 11. September 2000 

Die auf Ihre Fragen vom 15. Mai 2000 durch mich für die Bundesre- 
gierung erteilte Antwort vom 6. Juni 2000 bezog sich auf das Muniti- 
onshauptdepot Rheinböllen. 

Das Pilotprojekt wird nun zeigen, welche künftige Struktur der logisti- 
schen Versorgung am sinnvollsten ist. Dabei sind sowohl Standortfra- 
gen wie die Privatisierung von Leistungen zu klären. 


42. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


In welcher Form hat der Bundesminister der 
Verteidigung seine öffentlich gegenüber einem 
im Kosovo-Einsatz verletzten Bundeswehrsol- 
daten gemachte (vgl. Der Tagesspiegel vom 
3. Oktober 1999, S. 8; vgl. auch Leipziger 
Volkszeitung vom 23. Oktober 1999, S. 3) Zu- 
sage, ihn in das Dienstverhältnis als Berufssol- 
dat zu übernehmen, umgesetzt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 12. September 2000 

Bundesminister Rudolf Scharping hat sich dahingehend geäußert, 
dass der Soldat sich um seine berufliche Zukunft keine Sorgen zu 
machen brauche. Er könne Angehöriger der Bundeswehr bleiben. 
Diese Aussage beinhaltet nicht notwendigerweise eine Übernahme in 
das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten, sie schließt selbstverständ- 
lich auch Verwendungen in einem zivilen Arbeitsverhältnis mit ein. 

Entsprechend der Ankündigung wurden dem Soldaten eine Übernah- 
me in ein Arbeitnehmerverhältnis nach entsprechender Qualifizierung 
verbindlich zugesagt und mehrere konkrete Möglichkeiten der beruf- 
lichen Zukunftssicherung innerhalb der Bundeswehr aufgezeigt. 

Gegenwärtig zeichnet sich ab, dass der Soldat sich für eine Umschu- 
lung/Ausbildung zum Netzwerkprogrammierer und auf eine Einstel- 
lung als Arbeitnehmer interessiert. Es liegt nun an ihm, sich für diese 
oder eine der anderen aufgezeigten Möglichkeiten zu entscheiden. 


43. Abgeordneter Wie viele Soldaten sind Mandatsträger in 

Thomas Kommunalen Gebietskörperschaften? 

Kossendey 
(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 12. September 2000 

Mit Stand Juli 2000 nehmen 1 129 Soldaten Mandate unterhalb von 
Bundestags- und Landtagsebene wahr. 
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44. Abgeordneter 
Thomas 
Kossendey 

(CDU/CSU) 


Wer bestimmt, wann die Interessen des 
Dienstherren Vorrang haben, und an welchen 
Kriterien wird die Abwägung vorgenommen, 
wenn im Zuge der Neufassung des § 25 Abs. 3 
Soldatengesetz die Bundesregierung beabsich- 
tigt, den erforderlichen Urlaub für Soldaten 
zur Ausübung des Mandats insoweit einzu- 
schränken, dass Urlaub versagt werden kann, 
wenn nach Abwägung der Interessen des 
Dienstherren gegenüber denen der Kommuna- 
len Selbstverwaltung dem Dienstherren Vor- 
rang einzuräumen ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 12. Septemher 2000 

Grundsätzlich ist der nächste Disziplinarvorgesetzte zuständig für die 
Gewährung von Urlaub. 

Der Bundesminister der Verteidigung respektiert die Interessen der 
kommunalen Selbstverwaltung. Eine Abwägung zwischen diesen In- 
teressen und denen des Dienstherrn kommt daher erst dann in Frage, 
wenn in dem umfangreichen Personalbestand der Bundeswehr keine 
personelle Ersatzmöglichkeit für die notwendige dienstliche Verwen- 
dung eines Mandatsträgers besteht. 

Bei allen Fällen darf eine Interessenabwägung nur bei unersetzlichen 
qualifizierten Fachleuten als „ultima ratio“ erforderlich sein. 

Sollte der nächste Disziplinarvorgesetzte nach Abwägung zu dem Er- 
gebnis kommen, dass die Interessen des Dienstherrn ausnahmsweise 
überwiegen, ist die Angelegenheit dem Bundesministerium der Vertei- 
digung zur Entscheidung vorzulegen. 


45. Abgeordneter Gibt es gegen derartige Entscheidungen kurz- 

Thomas fristige Widerspruchsmöglichkeiten? 

Kossendey 
(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 12. Septemher 2000 

Gegen derartige Entscheidungen gibt es kurzfristigen Rechtsschutz 
durch gerichtliche Entscheidung gemäß den §§21, 17 Abs. 6 der 
Wehrbeschwerdeordnung. 


46. Abgeordneter 
Thomas 
Kossendey 

(CDU/CSU) 


Wie viele Soldaten als Mandatsträger, insbe- 
sondere Angehörige von Einheiten und Ver- 
bänden, sind von möglichen Konfliktsituatio- 
nen betroffen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 12. September 2000 

Da es sich um Einzelfallentscheidungen handelt, kann eine Beziffe- 
rung im Hinblick auf jetzige und zukünftige Konfliktsituationen nicht 
erfolgen bzw. nicht prognostiziert werden. Das Interesse des Bundes- 
ministers der Verteidigung geht dahin, eine Konfliktsituation - wenn 
möglich - im Konsens mit den betroffenen Mandatsträgern zu regeln. 

Grundsätzlich kann man davon ausgehen, dass auch die kommunalen 
Parlamente und Vertretungen auf die Belange der Soldaten Rücksicht 
nehmen. 


47. Abgeordnete 
Anita 
Schäfer 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung ein Gutach- 
ten des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie (BMWi) hinsichtlich der 
„Agentur für Entwicklung, Beschaffung und 
Betrieb“, das Zweifel an der Zulässigkeit der 
Geschäftsordnung der zu 100 % dem Bund ge- 
hörenden Gesellschaft aufwirft, und welche 
Eolgen ergeben sich aus diesem Gutachten für 
die Gründung der Gesellschaft, auch hinsicht- 
lich einer möglichen Gründung als einer nach- 
geordneten Behörde des Bundesministeriums 
der Verteidigung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolhow 
vom 13. September 2000 

Ein Gutachten „hinsichtlich der „Agentur für Entwicklung, Beschaf- 
fung und Betrieb“, das Zweifel an der Zulässigkeit der Geschäftsord- 
nung der zu 100% dem Bund gehörenden Gesellschaft aufwirft“, ist 
hier nicht bekannt. Das BMWi hat im Zusammenhang mit der verga- 
berechtlichen Prüfung der Eeistungsbeziehung BMVg/GEBB einen 
Vermerk gefertigt (BMWi, IB3-27 01 24 - vom 10. Mai 2000) und an 
zwei weiteren mitgewirkt (BMVg - R II 4, Az 75-85-00/200 vom 
23. Juni 2000 und 24. Juli 2000), in denen die so genannte In-house- 
Eösung für die Einbindung der GEBB in das BMVg vorgeschlagen 
wird. 

Die „In-house-Eösung“ bedeutet insbesondere: 

- Der Bund muss Gesellschafter der Gesellschaft sein. 

- Der Bund muss über die Gesellschaft eine Kontrolle ausüben wie 
über seine eigenen Dienststellen. 

- Die Gesellschaft darf gegenüber dem Bund keine eigene Entschei- 
dungsgewalt besitzen. 

- Die Gesellschaft muss im Wesentlichen eine Tätigkeit für den Bund 
ausüben. 



Drucksache 14/4094 


-24- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


In diesen, vom Europäischen Gerichtshof entwickelten Grenzen kann 
die Leistungsbeziehung BMVg/GEBB frei gestaltet werden und unter- 
liegt nicht den vergaberechtlichen Bestimmungen. 


48. Abgeordnete 
Anita 
Schäfer 

(CDU/CSU) 


Inwieweit kann die Bundesregierung eine an 
vergleichbaren Positionen in den entsprechen- 
den Bereichen der freien Wirtschaft orientierte 
Dotierung von 800 000 DM für die Geschäfts- 
führerin der Gesellschaft bestätigen, und in- 
wieweit sieht sie die angestrebten Einsparpo- 
tentiale mit Dotierungen im Rahmen der o. g. 
Höhe und im Zusammenhang mit dem Gut- 
achten des BMWi noch als erreichbar an? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolhow 
vom 13. September 2000 

Zwischen Dr. Annette Eugmann-Heesing und der GEBB ist bisher 
noch kein Dienstvertrag geschlossen worden. Die Vereinbarungen 
über die Vergütungen sind maßgeblicher Bestandteil des Dienstvertra- 
ges. Die Höhe der Vergütung wird sich an vergleichbaren Positionen 
in der freien Wirtschaft orientieren. Eerner ist beabsichtigt, einen we- 
sentlichen Anteil der Vergütung erfolgsabhängig zu gestalten, um 
einen hohen Anreiz für das Erreichen von Einsparpotenzialen zu 
schaffen. 


49. Abgeordneter 
Benno 
Zierer 

(CDU/CSU) 


Ist bei der U-Bootwaffe der Bundesmarine ein 
ähnlicher Unfallverlauf wie beim russischen 
Atom-U-Boot Kursk denkbar und sieht die 
Bundesregierung die Notwendigkeit, zusätzli- 
che oder neuartige Rettungseinrichtungen und 
-geräte zu beschaffen oder nachzurüsten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 11. September 2000 

Ein ähnlicher Unfallverlauf wie auf dem russischen U-Boot „Kursk“ 
ist bei den U-Booten der Deutschen Marine nicht denkbar. Der 
Grund liegt in der unterschiedlichen Konstruktionsweise der U-Boote 
und der daraus abgeleiteten anderen Rettungsphilosophie. 

Bei den relativ kleinen U-Booten der Deutschen Marine (500 t/ 
„Kursk“ 18 000 t) handelt es sich um Einabteilungsboote, d. h. der 
aus hoch reißfestem Stahl gefertigte Druckkörper ist nicht weiter in 
druckfeste Abteüungen unterteilt. Das Rettungskonzept sieht daher 
vor, bei möglichen Havarien unter allen Umständen eine Rückkehr 
des Bootes an die Oberfläche zu gewährleisten. Dazu dient eine Not- 
anblaseeinrichtung, die so ausgelegt ist, dass sie das Boot unabhängig 
von der Tauchtiefe und selbst bei einem Wassereinbruch an die Ober- 
fläche bringt und dort so lange halten kann, bis die Besatzung das 
Boot verlassen hat. 
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Sollte der sehr unwahrscheinliche Fall einer so schweren Druckkör- 
perzerstörung eintreten, die ein Auftauchen nicht mehr zulässt, würde 
das Boot nach dem Absinken auf den Meeresgrund von der Besat- 
zung unter Anwendung der Atemnotluftanlage und ihrer Rettungsan- 
züge mit integriertem Kälteschutz verlassen werden. 

Die deutschen U-Bootbesatzungen werden sehr intensiv in Theorie 
und Praxis in allen sicherheitsrelevanten Belangen und in der Bedie- 
nung der Sicherheits- und Rettungseinrichtungen der U-Boote ausge- 
bildet. Voraussetzung zur Eignung zum U-Bootfahrer ist das Bestehen 
aller Ausbüdungsabschnitte. Der Kenntnisstand unterliegt einer peri- 
odisch wiederkehrenden Überprüfung. 

Auf der Basis dieser intensiven Ausbildung sowie des hochwertigen 
Materials ist die Rettungsphilosophie der Deutschen Marine für die 
U-Boote der Klasse 206 A (nachfolgend U 212 A) in sich schlüssig 
und wird den Einsatzerfordernissen gerecht. 

Es gibt daher zurzeit keine Überlegungen, das gültige Rettungskon- 
zept zu ändern. Gleichwohl ist die Marine bemüht, alles zu unterneh- 
men, um die Rettungssysteme neuen technischen Entwicklungen und 
Erkenntissen anzupassen. So sind vor kurzem die U-Boote mit 
GMDSS (Global Maritime Distress and Safety System) zur Sicher- 
stellung der Alarmierung im Notfall über zivile und militärische Not- 
frequenzen ausgerüstet worden, und es erfolgte die Einführung eines 
neu entwickelten Rettungsanzugs mit integriertem Kälteschutz. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


50. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Inwieweit stellen Schmerzensgeld und Scha- 
denersatz, die an einen Betroffenen aufgrund 
eines ärztlichen Behandlungsfehlers gezahlt 
werden, zweckgebundene Mittel dar, die nicht 
zur Deckung des allgemeinen Lebensbedarfs 
bestimmt sind und somit nicht für die Ermitt- 
lung des Kindergeld-Anspruchs herangezogen 
werden dürften, und kommt es für die fortbe- 
stehende Anspruchsberechtigung darauf an, 
ob Schadenersatz für krankheits- und behinde- 
rungsbedingte Mehraufwendungen oder für 
entgangenes Einkommen gezahlt wird? 


51. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Falls nach Frage 50 ein Anspruch auf Kinder- 
geldzahlung gegeben ist, gilt dies auch für lau- 
fende Zinsen, wenn diese Geldbeträge verzins- 
lich angelegt werden, damit die Pflege des Be- 
troffenen finanziell gesichert werden kann, 
und falls nein, welche Möglichkeiten bestehen. 
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damit das Geld ohne Verlust der Anspruchs- 
berechtigung im vorgenannten Sinne laufend 
für die Pflege des Betroffenen zur Verfügung 
steht? 


52. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Führten laufende Einnahmen aus Immobilien- 
vermögen, das mit den Schmerzensgeld- bzw. 
Schadenersatzleistungen angeschafft würde, 
zum Verlust des Kindergeldanspruchs? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehuis 
vom 7. September 2000 

Nach § 32 Abs. 4 Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes (EStG) und 
§ 2 Abs. 2 Nr. 3 des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) werden er- 
wachsene Behinderte zeitlich nicht begrenzt bei ihren Eltern als Kin- 
der berücksichtigt, wenn sie wegen körperlicher, geistiger oder seeli- 
scher Behinderung außerstande sind, sich selbst zu unterhalten. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes (BFH) ist ein be- 
hindertes Kind erst dann imstande, sich selbst zu unterhalten, wenn es 
seinen gesamten notwendigen Lebensbedarf selbst decken kann. Die- 
ser setzt sich typischerweise aus dem allgemeinen Lebensbedarf 
(Grundbedarf) und dem individuellen behinderungsbedingten Mehr- 
bedarf zusammen. Der Grundbedarf kann mit dem am Existenzmini- 
mum eines Alleinstehenden orientierten Betrag (zz. 13 500 DM pro 
Jahr) angesetzt werden. Zum behinderungsbedingten Mehrbedarf ge- 
hören alle mit einer Behinderung unmittelbar und typisch zusammen- 
hängenden Belastungen, z. B. Wäsche, Hüfeleistungen, Erholungen, 
typische Erschwernisaufwendungen. Erfolgt insoweit kein Einzelnach- 
weis, so kann der maßgebliche Behinderten-Pauschbetrag (§ 33b 
Abs. 1 bis 3 EStG) als Anhalt für den betreffenden Mehrbedarf die- 
nen. Zum notwendigen Lebensunterhalt eines im elterlichen Haushalt 
lebenden Kindes gehören zusätzlich persönliche Betreuungsleistungen 
der Eltern. Wenn Pflegegeld nach § 37 Abs. 1 SGB XI gezahlt wird, 
ist davon auszugehen, dass das Pflegegeld nur den erforderlichen Be- 
darf deckt und dieser Betrag als Bedarf anzusetzen ist. Eine Verrech- 
nung des Bedarfes in Höhe des Pflegegeldes mit dem Behinderten- 
Pauschbetrag ist nicht zulässig. Schließlich sind bei der Ermittlung 
des notwendigen Unterhaltsbedarfes des Kindes ggf auch eventuell 
pauschal zu ermittelnde Fahrtkosten zu berücksichtigen, die ebenfalls 
zusätzlich neben dem Behinderten-Pauschbetrag anzusetzen sind. Bei 
vollstationär untergebrachten Kindern gehören auch die gesamten 
Unterbringungskosten in der Einrichtung zum Mehrbedarf. Davon 
sind jedoch die Kosten der Verpflegung nach der Sachbezugsverord- 
nung abzuziehen, weil sie bereits im Grundbetrag enthalten sind. 

Ist in dieser Weise der gesamte Unterhaltsbedarf des behinderten Kin- 
des ermittelt, so ist in einem weiteren Schritt zu prüfen, ob das Kind 
über eine hinreichende wirtschaftliche Leistungsfähigkeit verfügt, die 
zur Bestreitung seines persönlichen Unterhaltes ausreicht. Dabei sind 
nach der Rechtsprechung des BFH alle verfügbaren Mittel des Kin- 
des zu berücksichtigen. Auf die Herkunft und die Zweckbestimmung 
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kommt es bei dieser konkreten Gegenüberstellung von Bedarf und 
persönlichen Mitteln des Kindes nicht an. 

Die Praxis der Familienkassen folgt dieser Rechtsprechung des BFH 
und stellt den gesamten Bedarf im Einzelfall den gesamten Eigenmit- 
teln des Kindes gegenüber. Der BFH hat neben dieser Methode der 
konkreten Gegenüberstellung des gesamten notwendigen Lebensbe- 
darfes mit seinen gesamten finanziellen Mitteln auch eine Berechnung 
unter Anwendung der Grenze der Einkünfte und Bezüge zugelassen, 
bei der nur die für den allgemeinen Lebensbedarf zur Verfügung 
stehenden Einkünfte und Bezüge der Einkommensgrenze (zz. 
13 500 DM im Jahr) gegenüb ergestellt werden. Nach der Auffassung 
des BFH führt diese Methode zum gleichen Ergebnis. Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung oder aus Kapitalvermögen wären dabei 
unbeschadet der Herkunft des Vermögens als für den allgemeinen Le- 
bensbedarf geeignet anzusetzen. 


53. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Ist eine bestehende Beihilfeberechtigung unge- 
achtet eines fortbestehenden Kindergeldan- 
spruchs des Betroffenen gefährdet, wenn die 
in den vorgenannten Fragen dargestellten 
Sachverhalte einträten, und falls ja, welche 
Möglichkeiten bestehen, damit der Beihilfean- 
spruch bestehen bleibt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehuis 
vom 7. September 2000 

Kinder von Beamten sind nicht selbst beihilfeberechtigt. Aber Beamte 
als Eltern haben Anspruch auf Beihüfe zu notwendigen Krankheits- 
und Pflegekosten ihrer Kinder, soweit und solange diese Kinder 
jeweils im kindbezogenen Familienzuschlag nach dem Bundesbesol- 
dungsgesetz berücksichtigungsfähig sind. Da der Anspruch auf den 
kindbezogenen Familienzuschlag an den Kindergeldanspruch an- 
knüpft, müssen also die kindergeldrechtlichen Anspruchsvorausset- 
zungen vorliegen. Auf die Höhe des tatsächlich gewährten Kindergel- 
des kommt es allerdings nicht an. Auch im Falle eines Teilkindergeld- 
anspruches besteht Anspruch auf Zahlung der „vollen“ Beihilfe für 
Kinder. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


54. Abgeordnete 

Dr. Sabine 
Bergman-Pohl 

(CDU/CSU) 


Welche Aufgaben hat die Kommission für 
Krankenhaushygiene und Infektionspräventi- 
on am Robert Koch-Institut? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 7. September 2000 

Die Aufgaben der Kommission für Krankenhaushygiene und Infekti- 
onsprävention beim Robert Koch-Institut bestehen in der Erstellung 
von Empfehlungen zur Prävention nosokomialer Infektionen sowie 
zu betrieblich-organisatorischen und baulich-funktionellen Maßnah- 
men der Hygiene in Krankenhäusern und anderen medizinischen Ein- 
richtungen. Die Empfehlungen haben Eeitliniencharakter und dienen 

a) als Richtschnur für die praktische Durchführung bestimmter An- 
forderungen an die Hygiene und das Hygienemanagement in 
Krankenhäusern sowie anderen Einrichtungen des Gesundheits- 
wesens; 

b) auch als Grundlage für die Erfüllung der Aufgaben des Öffent- 
lichen Gesundheitsdienstes. 


55. Abgeordnete 

Dr. Sabine 
Bergman-Pohl 

(CDU/CSU) 


Welche Ergebnisse hat die Kommission für 
Krankenhaushygiene und Infektionspräven- 
tion in den Jahren 1998 und 1999 hervorge- 
bracht, die als Eortschritt in der Krankenhaus- 
hygiene betrachtet werden können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 7. September 2000 

Nach über dreijähriger Pause hat die Kommission ihre Arbeit Ende 
1997 wieder aufgenommen. Ziele der gegenwärtigen (dreijährigen) 
Sitzungsperiode bis Ende 2000 sind: 

a) Die konsequente Umsetzung einer Evidenzkategorisierung der in 
den Anlagen der Richtlinie gemachten Aussagen unter Beibehal- 
tung eines breiten Anhörungsverfahrens mit den Eändern und Ver- 
bänden, 

b) grundlegende Überarbeitung und Aktualisierung der wichtigsten 
Anlagen, 

c) Neugliederung der Richtlinie im Sinne der Straffung zu Gunsten 
einer periodischen Überarbeitung der Anlagen im Abstand von ca. 
drei Jahren. 

In jeweils vier bis fünf Sitzungen pro Jahr gelang es der Kommission, 
die oben genannten Ziele zu erreichen und folgende Anlagen zur 
Richtlinie in aktualisierter und evidenzkategorisierter Eorm zu erstel- 
len: 

- Anforderungen der Hygiene bei Operationen und anderen invasi- 
ven Eingriffen, 

- Empfehlungen zur Prävention und Kontrolle Katheter-assoziierter 
Harnwegsinfektionen, 


- Prävention der nosokomialen Pneumonie, 
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- Händehygiene, 

- Empfehlungen zur Prävention und Kontrolle von Methicillin-resis- 
tenten Staphylococcus aureus-Stämmen, 

- Neue Gliederung. 

In (weit fortgeschrittener) Bearbeitung befinden sich: 

- Empfehlungen zur Kontrolle von Ausbrüchen nosokomialer Infek- 
tionen, 

- Empfehlungen zur Surveillance nosokomialer Infektionen, 

- Anforderungen der Hygiene an die Aufbereitung von Medizinpro- 
dukten, 

- Empfehlungen zu baulich-funktionellen Anforderungen an Endo- 
skopieabteilungen, 

- Empfehlungen zum hygienischen Umgang mit Gefäßkathetern. 


56. Abgeordnete 

Dr. Sabine 
Bergman-Pohl 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Aufwendungen für die 
Kommission für Krankenhaushygiene und In- 
fektionsprävention am Robert Koch-Institut? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 7. September 2000 

Die haushaltsrelevanten Aufwendungen für die Kommission be- 
schränken sich auf die Erstattung der Reisekosten entsprechend Bun- 
desreisekostengesetz. Die gesamte inhaltliche Arbeit wird ehrenamt- 
lich erbracht. Dazu gehört neben der Vorbereitung auf die Kommissi- 
onssitzungen auch die Erarbeitung von Empfehlungen in Arbeitsgrup- 
pen unter Hinzuziehung weiterer externer Experten. Eine Sitzung der 
Kommission mit Vorbereitung unabhängig von den Arbeitsgruppen 
ist mit zwei Tagen anzusetzen und verdeutlicht, welch umfangreiche 
ehrenamtliche Arbeit die Kommissionsmitglieder für das Robert- 
Koch-Institut erbringen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


57. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung verbindlich Zusa- 
gen, zu welchem Zeitpunkt Mittel im Bundes- 
haushalt zur Verfügung gestellt werden, um 
die Beseitigung des schienengleichen Bahn- 
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Übergangs an der B 44 sowie die Ortsum- 
gehung Bürstadt-Bobstadt als Gesamtmaßnah- 
me aus dem Bahnübergangsbeseitigungspro- 
gramm zu finanzieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 13. September 2000 

Über den Zeitpunkt der Bereitstellung von Mitteln im Bundeshaushalt 
zur Beseitigung des schienengleichen Bahnübergangs in Bürstadt-Bob- 
stadt im Zusammenhang mit der geplanten Ortsumgehung von Bür- 
stadt-Bobstadt im Zuge der B 44 kann erst entschieden werden, wenn 
für die Gesamtmaßnahme das Baurecht vorliegt. Wann dies sein wird, 
ist angesichts des noch nicht eingeleiteten Planfeststellungsverfahrens 
für die Maßnahme derzeit offen. 


58. Abgeordnete 

Anita 

Schäfer 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Proble- 
matik die Jugendverbänden bei der Ausrich- 
tung von „Ausflugsfahrten und Ferienzielrei- 
sen“ im Rahmen des Personenbeförderungs- 
gesetzes eine nur mit erheblichen zeitlichen 
und finanziellen Aufwendungen zu erwerben- 
de Genehmigungsurkunde vorschreibt, und 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung auf diesem Gebiet, ehrenamtliches Enga- 
gement und Jugendarbeit zu fördern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 13. September 2000 

Das Personenbeförderungsgesetz verlangt eine Genehmigung von 
demjenigen, der entgeltlich oder geschäftsmäßig Personen befördert: 

„§ 1 Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Den Vorschriften dieses Gesetzes unterliegt die entgeltliche oder 
geschäftsmäßige Beförderung von Personen mit Straßenbahnen, mit 
Oberleitungsbussen (Obussen) und mit Kraftfahrzeugen. Als Entgelt 
sind auch wirtschaftliche Vorteile anzusehen, die mittelbar für die 
Wirtschaftlichkeit einer auf diese Weise geförderten Erwerbstätigkeit 
erstrebt werden. 

§ 2 Genehmigungspflicht 

(1) Wer im Sinne des § 1 Abs. 1 

1 . mit Straßenbahnen 

2. mit Obussen 

3. mit Kraftfahrzeugen im Einienverkehr (§§ 42 und 43) oder 

4. mit Kraftfahrzeugen im Gelegenheitsverkehr (§ 46) 
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Personen befördert, muss im Besitz einer Genehmigung sein. Er ist 
Unternehmer im Sinne dieses Gesetzes.“ 

Danach bedarf auch ein als gemeinnütziger Verein anerkanntes Ju- 
gendferienwerk oder vergleichbare Institutionen zur Durchführung 
von Kinder- und Jugendreisen einer Genehmigung selbst dann, wenn 
das dem Transport durchführende Busunternehmen ebenfalls über 
eine entsprechende Genehmigung verfügt. 

Eine Änderung dieser Vorschrift ist nicht geplant, weil sie der Ver- 
kehrssicherheit und dem Schutz des Eahrgastes dient. Es ist im Au- 
ßenverhältnis zu den Eahrgästen auf denjenigen abzustellen, der ver- 
traglich zur Beförderung verpflichtet ist und nicht auf denjenigen, der 
die Beförderung tatsächlich durchführt. Eür den Eahrgast ist nämlich 
häufig nicht zu erkennen, welches Unternehmens sich sein Vertrags- 
partner zur Erfüllung seiner Verpflichtung bedient. 

Allerdings haben die Eänderreferenten im Interesse der Arbeit ge- 
meinnütziger Organisationen abgesprochen, dass kein genehmigungs- 
pflichtiger Personenverkehr angenommen werden soll, wenn Beförde- 
rungen für einen beschränkten Personenkreis, z. B. als Jugendaus- 
tausch, durchgeführt werden und ein Eeriendienst nach außen nicht 
als Beförderer auftritt, sondern deutlich macht, dass ein Dritter als 
Unternehmer beauftragt ist. 


59. Abgeordneter 

Wolfgane 

Zöller 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, 
dass bei Einführung der vorgesehenen neuen 
EU-Verordnung für den öffentlichen Perso- 
nennahverkehr eine nicht überschaubare Zahl 
von Arbeitsplätzen gefährdet ist, da sich die 
mittelständischen Betriebe in Deutschland mit 
den dann auf den Markt drängenden Eirmen 
aus Osteuropa auseinandersetzen müssen und 
dort z. B. allein die Personalkosten um ein 
Vielfaches niedriger sind? 


60. Abgeordneter 

Wolfgane 

Zöller 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
dem hier drohenden Abbau von Arbeitsplät- 
zen entgegenzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 13. September 2000 

Die Bundesregierung ist sich mit den Eändern, den Eachkreisen und 
Gewerkschaften einig, dass dem Verordnungsentwurf der Europä- 
ischen Kommission vom 26. Juli 2000 in der vorliegenden Eorm aus 
verschiedenen Gründen nicht zugestimmt werden kann. Es wird des- 
halb bei den Verhandlungen auf europäischer Ebene insbesondere 
darauf ankommen, die Interessen der deutschen Verkehrsunterneh- 
men und ihrer Beschäftigten zu wahren. So sollte insbesondere eine 
Öffnung der Märkte für Unternehmen aus mittel- und osteuropäi- 
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sehen Staaten nur im zeitlichen Gleichklang mit der Übernahme der 
in der EU erreichten technischen und sicherheitsrelevanten Stan- 
dards, der Umweltvorschriften sowie der steuerlichen und sozialen 
Regelungen der Gemeinschaft erfolgen. Darüber hinaus wird ange- 
strebt, dass die zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten im Fall von 
Ausschreibungen auch arbeits- und sozialrechtliche Qualitätsniveaus 
einbeziehen können. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


61. Abgeordnete 

Ulrike 

Mehl 

(SPD) 


Ist der Rückstand am Textil durch die vollstän- 
dige Umstellung der Haushaltswaschmittel 
von dem löslichen Phosphat auf das unlösliche 
Zeolith angestiegen, und wie hoch ist der Un- 
terschied des Tensidrückstands am Textil zwi- 
schen den heutigen phosphatfreien Haushalts- 
waschmitteln und den heutigen gewerblichen 
phosphathaltigen Waschmitteln? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 11. September 2000 

Der Bundesregierung liegen keine unmittelbaren Vergleichswerte 
über Waschmittelrückstände an Textilien nach Gebrauch von phos- 
phathaltigen und zeolithhaltigen Waschmitteln vor. 

Eine im März 1999 veröffentlichte Untersuchung des Forschungsin- 
stituts Hohenstein hat ergeben, dass trotz immer kompakter werden- 
der Waschmittel und gleichzeitig abnehmender Wassermenge pro 
Waschzyklus die Rückstandsmengen an Waschmittelinhaltsstoffen 
auf den Textilien nicht ansteigen, sondern im gleichen Bereich oder 
tendenziell niedriger liegen. Ursache dafür ist eine in modernen Ma- 
schinen angewendete Spültechnik, bei der durch Zwischenschleuder- 
schritte eine deutliche Reduktion der verbleibenden Waschmittelin- 
haltsstoffe erreicht wird. 

Weitere Untersuchungen zu den Waschmittelrückständen auf Texti- 
lien sollen in nächster Zeit bei der Bundesanstalt für Materialfor- 
schung beginnen. Mit Ergebnissen ist in ca. eineinhalb Jahren zu rech- 
nen. 

Nach Daten des Forschungsinstituts Hohenstein zu anorganischen 
Rückstandsmengen haben sich diese Rückstände von ca. 1,5% bei 
phosphathaltigen Haushaltswaschmitteln auf 1 bis 2,5 % bei zeolith- 
haltigen Haushaltswaschmitteln nur unwesentlich verändert. Jedoch 
könnten in Privathaushalten je nach den genannten Umständen we- 
sentlich höhere Rückstände bis zu 15 % auf den Textilien verbleiben. 
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Bei all diesen Angaben muss berücksichtigt werden, dass es sich um 
Mittelwerte handelt. Die Rückstandsmengen werden sehr stark durch 
die Art des Textils beeinflusst (bei Baumwolle sehr hoch, bei Polyester 
weniger, zu Wolle ist weniger bekannt). 


62. Abgeordnete 

Ulrike 

Mehl 

(SPD) 


Welche Abbauprodukte von Tensiden entste- 
hen auf der Haut, und was ist zur Addition 
von Rückständen auf der Wäsche und von 
ähnlichen Inhaltsstoffen aus Kosmetika auf 
der Haut bekannt? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 11. September 2000 

Es gibt eine Vielzahl von Tensiden und daher eine unübersehbare 
Zahl von deren Abbauprodukten. Die Abbauprodukte, die unter den 
auf der Haut herrschenden Bedingungen (Temperatur, Feuchtigkeit, 
PH-Wert etc.) entstehen, wurden nicht im Einzelnen untersucht. 

Grundsätzlich unterscheiden sich allerdings die in Waschmitteln und 
in Kosmetika enthaltenen Tenside nicht. 

Es ist nicht genau bekannt, wie groß der Prozentsatz der Tenside ist, 
der als Rückstand an der Wäsche verbleibt und anschließend beim 
Tragen der Textilien abgelöst wird. Plausibilitätsabschätzungen zufol- 
ge sollte es sich hier um einen geringen Prozentsatz handeln (bei Un- 
tersuchungen zu Farbstoffen wurde nur 1 % abgelöst). Somit ist die 
Tensidmenge aus Waschmittelrückständen im Vergleich zu der mit 
Kosmetika direkt aufgetragenen Tensidmenge als gering bis sehr ge- 
ring zu veranschlagen. 


63. Abgeordnete Wurden Untersuchungen zur Rückstands- 

Ulrike Problematik von phosphatfreien Haushalts- 

Mehl waschmitteln hinsichtlich ihrer Wirkung auf 

(SPD) die Gesundheit des Menschen durchgeführt, 

und was ist zur Migration und Wirkung von 
Tensiden und deren Abbauprodukten von der 
Faser in die Haut bzw. auf die Haut bekannt? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 11. September 2000 

Im Einzelnen ist nicht bekannt, wie Tenside von der Wäsche abgelöst 
werden und in welchem Maße diese Verbindungen oder Abbaupro- 
dukte in die Haut eindringen. 

Im Zusammenhang mit der Umstellung zu phosphatfreien Produkten 
haben die Hersteller umfassende Untersuchungen zu Rückständen 
und dermatologischen Reaktionen durchgeführt. Dermatologische 
Probleme konnten nicht festgestellt werden. 
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64. Abgeordnete 

Ulrike 

Mehl 

(SPD) 


Wurde dem Bundesinstitut für gesundheit- 
lichen Verbraucherschutz und Veterinärmedi- 
zin bei dem gemeldeten Verdachtsfall im Rah- 
men der ärztlichen Mitteilung von Vergiftun- 
gen nach § 16 Chemikaliengesetz (vgl. Ant- 
wort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit, Gila Altmann, 
auf meine schriftliche Frage 44 in Bundestags- 
drucksache 14/1494) eine allergische oder eine 
toxische Reaktion auf Haushaltswaschmittel 
mitgeteilt? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 11. September 2000 

Dem Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Ve- 
terinärmedizin (BgW) wurde im Rahmen der ärztlichen Mitteilungen 
bei Vergiftungen nach § 16e Abs. 2 Chemikaliengesetz 1994 ein Ver- 
dachtsfall einer Betroffenen mitgeteilt, bei dem sich aus den übermit- 
telten Ergebnissen allergologischer Testungen eine schwach positive 
Reaktion an der Haut bei verschiedenen Reinigern und eine toxische 
Reaktion nach Testung mit einem Vollwaschmittel (starke Hautrö- 
tung) erkennen ließen. In Bezug auf eine allergische Erkrankung 
durch Waschmittel wurde ein Kontaktekzem ausgeschlossen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


65. Abgeordneter 

Ulf 

Fink 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die Gesellschaft für techni- 
sche Zusammenarbeit (GTZ) außerhalb ihres 
entwicklungspolitischen Auftrages so ge- 
nannte Drittmittel-Projekte, d. h. von der öf- 
fentlichen Hand vergebene Dienstleistungsauf- 
träge zu Gunsten der mittel- und osteuropäi- 
schen Länder in unmittelbarer Konkurrenz zu 
mittelständischen deutschen gewerblichen Bie- 
tern durchführt und damit diese gegebenen- 
falls vom Markt drängt? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 6. September 2000 

Es trifft nicht zu, dass die GTZ außerhalb ihres entwicklungspoliti- 
schen Auftrags Dienstleistungsaufträge für die öffentliche Hand 
durchführt. Vielmehr arbeitet die GTZ grundsätzlich nur innerhalb ih- 
res entwicklungspolitischen Mandats. Sie führt dabei auf der Grundla- 
ge des Generalvertrages entwicklungspolitisch ausgerichtete Projekte 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
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Wicklung und anderer Bundesressorts in mittel- und osteuropäischen 
Ländern durch. Daneben bewirbt sich die GTZ im Rahmen von Aus- 
schreibungen bei der Europäischen Kommission um die Durchfüh- 
rung von entwicklungspolitisch orientierten Projekten in Mittel- und 
Osteuropa. Dabei bildet sie in der Regel Konsortien mit mittelständi- 
schen Unternehmen aus den Mitgliedstaaten der EU, also auch mit 
deutschen Unternehmen. Da sich die GTZ dabei auf Eeistungen kon- 
zentriert, die von mittelständischen deutschen privaten Unternehmen 
nur sehr eingeschränkt angeboten werden, vermeidet sie eine Markt- 
verdrängung dieser Unternehmen. Die jeweiligen Eeistungsspektren 
ergänzen sich vielmehr. 


66. Abgeordneter 

Ulf 

Fink 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, dass Mitarbeiter der GTZ im 
Auftrag der Bundesregierung in den Vergabe- 
gremien der EU zu Projekten in Mittel- und 
Osteuropa arbeiten und dadurch der GTZ 
einen Inf ormationsvor Sprung vor anderen 
Bewerbern verschaffen können? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 6. September 2000 

Dies ist nicht richtig. Mitarbeiter der GTZ arbeiten nicht - schon gar 
nicht im Auftrag der Bundesregierung - in den Vergabegremien der 
EU zu Projekten in Mittel- und Osteuropa. 


Berlin, den 15. September 2000 
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